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Mit der vom Europäischen Parlament be-
schlossenen Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) werden die Regeln für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten, die 
Rechte der Betroffenen und die Pflichten der 
Verantwortlichen EU-weit vereinheitlicht. 
Zur Durchführung der DSGVO wurde in 
Österreich das Datenschutz-Anpassungs-
gesetz 2018 beschlossen. 

Die neuen Bestimmungen treten mit 
25. Mai 2018 in Kraft. Bis zu diesem Zeit-
punkt müssen alle Datenanwendungen und 
Geschäftsprozesse an die neue Rechtsla-
ge angepasst werden. Daher ergibt sich für 
jedes Unternehmen (unabhängig von der 
Branche), das in irgendeiner Weise perso-
nenbezogene Daten verarbeitet (z. B. eine 
Kundendatei führt, Rechnungen ausstellt), 
dringender Handlungsbedarf, da die inter-
nen Abläufe und alle Datenanwendungen in 
Bezug auf den Datenschutz analysiert und 
gegebenenfalls rechtzeitig angepasst wer-
den müssen. 

Der Schwerpunkt der DSGVO liegt auf 
der Stärkung der Betroffenenrechte. Grund-
sätzlich werden alle Datenverarbeitungen 
mit personenbezogenen Daten verboten, au-

ßer es gibt eine Rechtfertigung. Diese kann 
nur aufgrund einer gesetzlichen Verpflich-
tung, der Einwilligung des Betroffenen oder 
aus überwiegendem Interesse bestehen. Wie 
bisher muss auch zukünftig jede Datenver-
wendung einem konkreten Rechtfertigungs-
grund zugeordnet werden. Und nur für diese 
Aufgabe dürfen die Daten verwendet werden. 

Insbesondere die folgenden DSGVO-
Anforderungen beinhalten für österreichi-
sche Unternehmen einen hohen Arbeitsauf-
wand und Kosten:

•  Feststellung, ob man Verantwortlicher 
oder Auftragsverarbeiter für die  
Daten Betroffener ist

•  Erstellung und Führung eines  
Datenanwendungsverzeichnisses

•  Erweiterung der Informationspflichten 
gegenüber den Betroffenen

•  Nominierung eines Datenschutzbeauf-
tragten

Bislang wurden die Daten in einem Un-
ternehmen oft abteilungs- und unterneh-
mensübergreifend verwendet. Beispiels-
weise wurde die Personalverrechnung im 
Konzernverbund zentral von einer Toch-
tergesellschaft durchgeführt oder die Kun-
denstammdaten wurden von mehreren Kon-
zerngesellschaften gemeinsam genutzt. Nun 
gibt es kein „Konzernprivileg“ mehr. Jede 
Gesellschaft muss feststellen, ob sie Verant-
wortlicher für die Daten ist oder im Auftrag 

eines anderen die Informationen verarbei-
tet (Auftragsverarbeiter). Der Verantwort-
liche bleibt dem Betroffenen gegenüber im-
mer verantwortlich für die Sicherheit und 
den Einsatz seiner Daten. Daher müssen 
zwischen allen Verantwortlichen und Auf-
tragsverarbeitern Verträge oder Service Le-
vel Agreements (SLA) geschlossen werden, 
um die DSGVO-konforme Verarbeitung zu 
gewährleisten. Jedes Unternehmen muss da-
her die Datenflüsse analysieren und mit Ver-
trägen sichern.

Bisher wurden Anwendungen bei der 
Datenschutzkommission gemeldet, wenn 
Daten Betroffener verarbeitet werden soll-
ten. Diese prüfte die Anmeldung, führte 
eine Risikoanalyse durch und speicherte die 
Anwendung im Datenverarbeitungsregister 
(DVR). Mit der DSGVO fällt die Meldung an 
das DVR weg und jedes Unternehmen muss 
selbst das Datenanwendungsverzeichnis 
führen, inklusive einer Risikoanalyse und 
gegebenenfalls der Datenschutz-Folgenab-
schätzung. 

Die Betroffenenrechte wurden gestärkt. 
Jeder, der von Datenverarbeitungen betrof-
fen ist, muss proaktiv (bei Erstkontakt) und 
umfassend informiert werden, wobei auch 
technisch die folgenden Anforderungen um-
gesetzt werden müssen:

•  Auskunftsrecht (u. a. auch über die  
geplante Speicherdauer)

•  Recht auf Berichtigung
•  Recht auf Löschung und auf „Vergessen“
•  Recht auf Datenübertragbarkeit
•  Recht auf Einschränkung der  

Verarbeitung
•  Mitteilungspflicht bei Berichtigung,  

Löschung oder Einschränkung an alle 
Empfänger

•  Widerspruchsrecht

Die Bestellung eines (internen oder exter-
nen) Datenschutzbeauftragten ist u. a. dann 
verpflichtend vorgesehen, wenn der Ge-
schäftszweck in der Verarbeitung personen-
bezogener Daten besteht (z. B. ein Steuerbe-
rater, der für Klienten die Lohnverrechnung 
durchführt). Der Datenschutzbeauftragte ist 
an die Datenschutzbehörde zu melden.

Zusammenfassend ist festzuhalten, 
dass Verträge, Prozesse und IT-Systeme an-
gepasst werden müssen, um diese neuen An-
forderungen zuverlässig gewährleisten zu 
können. Außerdem müssen die Mitarbeiter 
umfassend auf die neuen Anforderungen ge-
schult werden. In Anbetracht der Komple-
xität der Materie und der möglichen hohen 
Strafen ist es jedenfalls empfehlenswert, sich 
bei der Umsetzung von Experten unterstüt-
zen zu lassen.
—
Christian Klausner
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Neue Datenschutzverpflich-
tungen für Unternehmen —

Wird der Zahlungsempfänger nicht ge-
nannt, anerkennt die Finanz die Betriebs-
ausgaben nicht. Kapitalgesellschaften kann 
dann ein 25%iger Zuschlag zur Körper-
schaftsteuer vorgeschrieben werden. Tipp: 
Insbesondere bei Auslandssachverhal-
ten haben Steuerpflichtige eine erhöhte 
Mitwirkungspflicht. Demgegenüber steht 
jedoch die Pflicht der Finanz, den Sach-
verhalt objektiv und von Amts wegen zu 
ermitteln. Diese Pflicht darf nicht auf den 
Steuerpflichtigen überwälzt werden, etwa 
durch Androhung des 25%igen Zuschlags!
—
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Steht am Ende der Unternehmerlaufbahn 
der Betriebsverkauf bevor, ist ein Veräu-
ßerungsgewinn zu ermitteln, für dessen 
Besteuerung der Gesetzgeber folgende 
Steuerbegünstigungen vorsieht:
•  Hälftesteuersatz für den  

Veräußerungsgewinn oder
•  Verteilung des Veräußerungsgewinns 

auf 3 Jahre oder
•  Steuerfreibetrag von € 7.300
Da im Pensionsfall zumeist der Hälftesteu-
ersatz für den Veräußerungsgewinn zur 
niedrigsten Gesamtsteuerbelastung führt, 
wird in weiterer Folge auf diesen genauer 
eingegangen. Inwieweit dies jedoch im 
Einzelfall zutrifft, sollte jedenfalls vorab 
mit uns geklärt werden.
Gewinne aus der Betriebsveräußerung 
können mit dem halben Durchschnitts-
steuersatz besteuert werden, wenn der Be-
trieb mindestens 7 Jahre bestanden hat und 
aufgegeben wird, weil der Steuerpflichtige
•  gestorben ist,
•  erwerbsunfähig ist oder
•  das 60. Lebensjahr vollendet hat und 
seine Erwerbstätigkeit einstellt.
Der Hälftesteuersatz kommt jedoch nicht 
für die zum Anlagevermögen gehörenden 
Grundstücke zur Anwendung. Der Begriff 
Grundstücke umfasst Gebäude, grund-
stücksgleiche Rechte sowie Grund und 
Boden. Bei der Ermittlung des Veräuße-
rungsgewinns ist daher der auf Grundstü-
cke entfallende Teil herauszurechnen und 
gesondert mit Immobilienertragsteuer in 
Höhe von 30 % zu besteuern. 
Da der Hälftesteuersatz bei einem in Ös-
terreich derzeit geltenden Spitzensteuersatz 
von 55 % maximal 27,5 % beträgt, ist er 
niedriger als die Immobilienertragsteuer 
(30 %). Deshalb kann es im Einzelfall sinn-
voll sein, beim Finanzamt einen Regelbe-
steuerungsantrag zu stellen (Regelbesteu-
erungsoption). Der Antrag bewirkt, dass 
auch der auf die Grundstücke des Betriebs-
vermögens (Gebäude, grundstücksgleiche 
Rechte, Grund und Boden) entfallende Teil 
des Veräußerungsgewinns zum Hälfte-
steuersatz besteuert wird.
Allerdings ist zu beachten, dass die 
Regelbesteuerung für alle Einkünfte aus 
betrieblichen und privaten Grundstücks-
veräußerungen im Veranlagungsjahr gilt. 
Der Hälftesteuersatz kommt jedoch nur 
für jene Grundstücke zur Anwendung, die 
zum veräußerten Betrieb gehören. Andere 
Einkünfte aus der Veräußerung von Ge-
bäuden, Grundstücken und grundstücks-
gleichen Rechten werden aufgrund der 
Regelbesteuerung zum Gesamtbetrag der 
Einkünfte hinzugezählt und unterliegen 
dem normalen progressiven Steuersatz bis 
zu 55 %. Im Einzelfall kann sich die Re-
gelbesteuerungsoption daher als nachteilig 
herausstellen, weswegen sie vorab bespro-
chen werden sollte.
— Christian Klausner
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